
Gefährliches Nervengift im Honig
In  immer  mehr  Honigproben 
ist das Nervengift  Thiacloprid 
aus  der  Schädlingsbekämp-
fung nachzuweisen. Die Sen-
dung "Markt" des NDR brach-
te am 02.05.2016 einen sehr 
interessanten Bericht über die 
Gefahr  des  Mittels  für  Ver-

braucher und Bienen. 

Gnadenstoß für die Milchbauern?
Es war  absehbar:  Das Ende 
der  Milchquote  würde  zu  ei-
ner Überproduktion und damit 
zu sinkenden Erzeugerpreisen 
führen. Genau so ist es ge-

kommen. Molkereien, ALDI, Lidl und Co. nutzen 
diese Chance,  den Milchpreis  zu senken.  Für 
die Milchbauern eine Katastrophe.
Hinter  dieser  Entwicklung  steht  ein  Plan:  Der 
Strukturwandel in der Landwirtschaft soll forciert 
werden  -  weg  mit  der  bäuerlichen  Landwirt-
schaft, hin zu Mega-Betrieben. So nachzulesen 
im anl. Schreiben des Bundeslandwirtschaftsmi-
nisteriums.  Bauernverband und Molkereien tra-
gen die Entwicklung mit. 
Teilweise  fällt  der  Erzeugerpreis  für  Milch 
unter 20 Cent!

Diskussion mit Landvolk
Naturschutz  contra  Landwirt-
schaft: Zu einer  einstündigen 
Diskussion  hatte  die  Roten-
burger  Kreiszeitung  die  Vor-
sitzenden des Landvolk-Kreis-

Verbandes  Rotenburg-Verden  und  des  BUND 
Rotenburg eingeladen. Auf einer ganzen Seite 
wurde am 14.05. darüber berichtet (s. Anlage). 
Weitere Themen der Diskussion waren u. a. die 
aus Sicht des BUND falsche Landwirtschaftspo-
litik, die Situation am Milchmarkt, das Greening 
und die Nitratbelastung des Grundwassers.

Wollen Sie den BUND unterstützen? 
Wir sind in letzter Zeit mehrfach gefragt worden, 
wie man die Arbeit des BUND unterstützen und 
Mitglied werden kann. Einen Mitgliedsantrag fin-
det  man auf  unserer  Homepage.  Oder  in  der 
Anlage.
Die Zahl der Unterstützer des BUND stieg im 
Jahr 2015 um knapp über 5 Prozent auf den 
neuen Höchststand von 564.727.

Drei Wildbienen-Wettbewerbe des BUND
Gleich drei Wettbewerbe zum 
Thema  Wildbienen  führt  der 
BUND Niedersachsen in Koo-
peration mit der Kommunalen 
Umwelt-AktioN  (U.A.N.)  und 
der  BINGO-  Umweltstiftung 

durch: Für die wildbienenfreundlichste  Kommu-
ne,  den  besten  Wildbienen-Garten,  und  das 
schönste Wildbienen-Foto.  
Wer Interesse an der Teilnahme an einem der 
Wettbewerbe hat, findet  hier die Teilnahme-
bedingungen. 

Weser-Kurier, 14.05.2016

Quecksilber - keinHandlungsbedarf?
10  Tonnen  Quecksilber  wer-
den  pro  Jahr  in  Deutschland 
ausgestoßen, 7 Tonnen stam-
men  aus  klimaschädlichen 
Kohlekraftwerken.  Es  lagert 

sich auf den Böden ab und führt durch den Kon-
takt mit Wasser zu giftigem Methylquecksilber. 
Dieses führt  durch die  Nahrungsaufnahme zu 
giftigen  Quecksilberablagerungen  bei  Mensch 
und Tier.  Für schärfere Grenzwerte sieht die 
Bundesregierung keinen Handlungsbedarf!

Wo findet man ältere Newsletter? 
Wer etwas in einem älteren Newsletter nachle-
sen möchte, findet ihn auf unserer Homepage 
unter http://rotenburg.bund.net/presse.
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Deutscher Bauerntag 2013 in Berlin


Die Bauernfamilien benötigen mehr Freiräume und Ver trauen!


Berlin. Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes Joachim Rukwied hält die Reform der


gemeinsamen Agrarpolitik als wichtige Grundlage für eine zukunftsfähige Landwirtschaft im


internationalen Wettbewerb. In seiner Eröffnungsrede zum Bauerntag zeigte er sich allerdings


enttäuscht über das Verhalten vieler berufsständischer Vertreter des Auslandes. Es würden


zunehmend nationale Interessen vertreten, wobei rückwärtsgewandte Forderungen - hin zu


einer Agrarpolitik der 80er Jahre - sogar von einigen Präsidenten eingebracht worden seien.


Somit drohten massive Wettbewerbsverzerrungen im europäischen Markt.


Künftig könne jeder Staat fakultativ 15 Prozent von der ersten in die zweite Säule oder


umgekehrt umschichten. Dabei müsse diese Umschichtung seitens der Nationalstaaten noch


nicht einmal kofinanziert werden. Dies könne zu einem „Selbstbedienungsladen“ für


profilierungssüchtige Politiker werden. Die Einführung von Greening-Maßnahmen sieht Rukwied


sehr kritisch, wenngleich gesonderte Maßnahmen, wie z.B. der Zwischenfruchtanbau, anerkannt


würden. Es könne auch in diesem Bereich durchaus massive Wettbewerbsverzerrungen geben,


wenn Greeningauflagen innerhalb Europas unterschiedlich gehandhabt würden. Er zeigte sich


daher mit dem aktuellen Verhandlungsstand zur Reform der gemeinsamen Agrarpolitik nicht


zufrieden.


Eine klare Absage erteilte er der Diskussion um Kappung und Degression der


EU-Flächenzahlungen. Der DBV halte am Grundsatz einer einheitlichen Flächenprämie fest, so


der Präsident. Die landwirtschaftlichen Unternehmen dürften nur auf Grund ihrer


Größenentwicklung nicht unterschiedlich behandelt werden. Er begrüße die vorgesehene


bessere Förderung der ersten 46 Hektar eines jeden Betriebes. Da diese allen Betrieben zugute


käme, sei dies eine positive und erfreuliche Entwicklung. Den Erhalt des Pflanzrechte-Systems


im Weinbau begrüßte Rukwied ausdrücklich. An diesem System solle bis 2030 festgehalten


werden, wenngleich jährlich bis zu ein Prozent der Flächen neu bepflanzt werden dürften. Beim


Zucker halte der Agrarministerrat hingegen an seiner Position fest, die Quote 2017 zu beenden.


Nun liege es am Parlament das Ende der Quote noch etwas zu verschieben. Der Deutsche


Bauernverband werde sich weiterhin für das Jahr 2020 einsetzen.


Erfreut zeigte sich Rukwied darüber, dass auch eine bereits angedachte „abgespeckte Form“


der Milchquote nicht mehr ernsthaft diskutiert werde. Er könne allerdings noch keine endgültige


Entwarnung geben, weil einige Politiker in der EU immer noch der Meinung seien, in den Markt


eingreifen zu müssen. Die Vergangenheit habe aber eines gezeigt: Wenn der Staat eingegriffen


habe, habe dies letztlich zu einem finanziellen Verlust für die Bauernfamilien geführt.


Die geplante Reform der benachteiligten Gebiete soll jetzt auf 2018 verschoben werden. Dabei


wolle man an biophysikalischen Kriterien festhalten. Dies sei für Deutschland suboptimal. Die


Diskussion um die Neuausweisung der benachteiligten Gebiete werde der Berufsstand genau


beobachten.


Nun gelte es die Reform der Agrarpolitik in nationales Recht umzusetzen. Diese müsse so


ausgestaltet werden, dass die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Bauern verbessert werde.


Eine Absage erteilte Rukwied jeder zusätzlichen Bürokratie. Sein Eindruck bei den


Verhandlungen um die GAP-Reform sei, dass es den politisch verantwortlichen Personen um


mehr Regulierung und weniger Freiheit für die Unternehmer, also auch für die Bäuerinnen und


Bauern, gehe. Dies mache ihn betroffen, da es solch ein Gedankengut schwer mache, sinnvolle


politische Lösungen umzusetzen. Nur Staaten, die sich dem Wettbewerb stellen würden,


könnten auch in Zukunft bestehen. Abschottungen und Bürokratie lähmten hingegen


wirtschaftliche Entwicklungen. Nur wenn sich Europa den Märkten in der Welt öffne, könne dies


zu einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung in der Industrie aber auch in der Landwirtschaft


führen. Wenn die heimische Wirtschaft und somit auch die Landwirtschaft mit Umweltauflagen


überzogen werde, die andere Staaten nicht zu erfüllen hätten, werde Deutschland aus dem


Wettbewerb herauskatapultiert. Scharf kritisierte Rukwied Vertreter von landwirtschaftskritischen


Organisationen, die die Bauernfamilien denunzieren wollen. Rukwied: „Die Landwirtschaft


betreibt keine agrarindustrielle Massentierhaltung. Es sind gerade die Bäuerinnen und Bauern,


die in Generationen denken und handeln. Wir halten unsere Tiere tiergerecht und wir


wirtschaften umweltgerecht. Davon kann sich jeder Verbraucher bei den Landwirten persönlich


überzeugen.“ Aber gerade bei diesem Thema versuchten viele selbst ernannte „Gutmenschen“


eine Kehrtwende in der Agrarpolitik zu erreichen. Ohne Tierhaltung, würde die Landwirtschaft


einen irreparablen Schaden davontragen, da über 60 Prozent des Einkommens in der


Landwirtschaft über die Tierhaltung erzielt werde.


Auch beim Thema Hochwasser seien die Leidtragenden die bäuerlichen Betriebe. Sie hätten


einen Schaden von ca. 5 Mrd. Euro an Flächen, Gebäuden und Stalleinrichtungen zu tragen.


Einige Nichtregierungsorganisationen stellten hingegen die Landwirte als Täter dar, so Rukwied.


Dies ärgere ihn außerordentlich, da gerade die Bauern selbst größtes Interesse am


Hochwasserschutz hätten. Deshalb seien sie auch bereit notwendige Maßnahmen mitzutragen.


Allerdings müsse bei dieser gesellschaftlichen Aufgabe auch der Ausgleich zur Zufriedenheit für


die Betriebe geregelt sein. Die Hauptursache für die Überschwemmungen seien nämlich der


Flächenverbrauch und die Flächenversiegelung! Die Politik und die Gesellschaft müssten hier


umdenken und die 80 Hektar, die die Landwirtschaft jeden Tag verliere, endlich deutlich


reduzieren und die Ausgleichmaßnahmen über Flächenentnahme einstellen.


Präsident Rukwied betonte, dass sich die Bauernfamilien selbst ein Leitbild zur Nutztierhaltung
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geben würden. Hierin würde eine tiergerechte, nachhaltige, zukunftsorientierte aber auch eine


wettbewerbsfähige Tierhaltung gefordert.


Die Diskussion um die Tierhaltung sowie um das Jagdrecht drehe sich auch um das persönliche


und betriebliche Eigentum der Betriebsleiterfamilien. Rukwied zeigte sich überzeugt davon, dass


der Wohlstand Deutschlands auf der Basis des Eigentums, der Eigenverantwortlichkeit und des


Engagements erarbeitet worden sei. Wer die Menschen in ihrem Eigentum beschneide,


gefährde eine positive Entwicklung in Deutschland. Auch bei der Fortentwicklung der


Energiewende stehe der Berufsstand bereit. Aber sie sei nicht zum Nulltarif möglich. Die


Betriebe benötigten eine adäquate Entschädigung für die Zurverfügungstellung ihres Eigentums


- ihrer Flächen. Auch ein naturschutzrechtlicher Ausgleich dürfe nicht über die Bereitstellung


landwirtschaftlicher Flächen erfolgen. Schließlich seien sie ein knappes Gut. Darüber hinaus


seien einmal gefällte Entscheidungen und Verträge verlässlich einzuhalten. Jede Diskussion


über die Verlässlichkeit sei eine Bankrotterklärung.


Zur Energiewende gehöre auch die sinnvolle Nutzung heimischer Produkte. Es sei sinnvoll,


Treibstoff hier in Deutschland und Europa zu erzeugen. Diese technische Entwicklung über


sogenannte iLUC-Faktoren, also der indirekten Landnutzungsänderung, zu stoppen, sei der


absolut falsche Weg. Die Alternative wäre die Nutzung von Palmöl oder anderen importierten


Ölen. Selbst wenn zertifiziertes Palmöl aus bereits gerodeten Regenwaldflächen komme,


würden die dort zu erzeugenden landwirtschaftlichen Produkte, wiederum zur Verdrängung und


Rodung von Regenwaldflächen führen. Das Gleichgewicht der ökonomischen, ökologischen und


sozialen Nachhaltigkeit in Deutschland dürfe nicht gestört werden. Wenn die Ökonomie


vollständig außer Acht gelassen werde, werde das ganze System und somit der Standort


Deutschland leiden. Dabei sei Deutschland strategisch optimal besetzt. Deutschland sei ein


Gunstgebiet mit sehr hohen Standards und dem entsprechenden Fachwissen. Deshalb bringe


sich der Berufsstand intensiv in die aktuellen Diskussionen ein. Die deutsche Land- und


Ernährungswirtschaft werde dann auch in Zukunft ein stabiler Pfeiler im ländlichen Raum und für


die deutsche Wirtschaft bleiben.


zurück
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DBV und Molkereien: Milchwirtschaft wappnet
sich für freien Markt


Vermarkter und Handel in der Verantwortung


„Die Milchbauern nehmen die Herausforderungen des freien Marktes an und werden sie dann meistern
können, wenn die gesamte Milchwirtschaft auch zusammenarbeitet.“ Das hob der Präsident des
Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied, anlässlich des Spitzengespräches der
Milchwirtschaft vor Beginn der Internationalen Grünen Woche 2015 in Berlin hervor. Das Ende der
Milchquote am 31. März 2015 begrüßte die Milchbranche, da unternehmerische Freiheit endlich auch im
Milchsektor gewährleistet wird. „Die Milchquote war nicht das geeignete Instrument zur Schaffung eines
stabilen Milchmarktes. Preisschwankungen von bis zu 25 Cent je Kilogramm Milch und das Fortschreiten
des Strukturwandels hat die staatliche Mengenregulierung mit der Quote nicht verhindert“, resümierte
Milchbauernpräsident und DBV-Vizepräsident Udo Folgart.


Angesichts der aktuell unbefriedigenden Milchpreisentwicklung rief Rukwied zur Kooperation der
gesamten Kette auf. So sei es notwendig, dass Molkereien in den Preisverhandlungen mit dem
Einzelhandel den hohen Wert deutscher Milchprodukte auch tatsächlich in eine effiziente Vermarktung
und entsprechende Preise für die Produkte umsetzten. 


Den auch für die Zukunft zu erwartenden zunehmenden Marktschwankungen könnten durch die
Absicherung des Milcherzeugerpreises – zum Beispiel über die Nutzung von Warenterminbörsen –
begegnet werden. „Mit dieser Thematik muss sich die gesamte deutsche Milchwirtschaft, also
Milchbauern und Molkereien, intensiver auseinandersetzen“, forderte Milchbauernpräsident Folgart.
Angesichts der Veränderungen des Marktes sei es notwendig, dass die Bundesregierung eine bessere
Förderung des einzelbetrieblichen Risikomanagements ermögliche, zum Beispiel über eine Gewährung
einer steuerfreien Schwankungsrücklage.


Die Gesprächsteilnehmer waren sich einig, dass für die Zeit nach der Milchquote verstärkt neue
Absatzmärkte und effizientere Wege der Vermarktung aufgebaut werden müssen. Um der
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Molkereiwirtschaft einen besseren Marktzugang zu Drittstaaten zu ermöglichen, wurde eine stärkere
politische Unterstützung gefordert. „Denn Milchprodukte aus Deutschland sind auf regionalen und
weltweiten Märkten gefragt und genießen einen guten Ruf“, erläuterte Folgart. Damit dies so bleibe,
nehme die große Mehrzahl der deutschen Milchbauern am Qualitätsmanagementsystem QM-Milch teil,
das der Berufsstand gemeinsam mit den Molkereien gestaltet und weiterentwickeln wird. 


Am Gespräch der deutschen Molkereiwirtschaft nahmen die Verbandsspitzen der deutschen
Molkereiverbände sowie des Deutschen Bauernverbandes teil.


Kontakt|
Anfahrt|
Impressum|
Haftungshinweise
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14. MAI 2016SAMSTAG LANDKREIS /ROTENBURG


„Wir sind ja keine Feinde“
Jörn Ehlers und Manfred Radtke im Doppelinterview zu naturverträglicher Landwirtschaft


Von Matthias Röhrs


ROTENBURG � Immer wieder
gibt es Reibungspunkte zwi-
schen Landwirten und Natur-
schützern. Jüngstes Beispiel: die
Debatte um die strengeren Auf-
lagen für das Naturschutzgebiet
Beverniederung. Doch auch im
Alltagsgeschäft kommt es stets
zu Konflikten zwischen den bei-
den Seiten. Zum Interview am
Wochenende haben wir den
Kreisvorsitzenden des Landvolks
Rotenburg-Verden, Jörn Ehlers,
und den Rotenburger BUND-
Kreisvorsitzenden Manfred
Radtke zu einem Grundsatzge-
spräch getroffen.


Herr Radtke, strengen sich
die Landwirte in der Region
beim Naturschutz eigentlich
genug an?


Manfred Radke: Mich stört die-
se Diskussion generell. Ei-
gentlich müssten Landwirte,
Verbraucher und Umwelt-
schützer in einem Boot sit-
zen. Die Verbraucher wollen
gesunde Lebensmittel, die
Landwirte sind diejenigen,
die am engsten mit der Natur
zusammenarbeiten. Deswe-
gen verstehe ich nicht, wa-
rum die Seiten in den letzten
Jahren so auseinander gegan-
gen sind. Das ist eine Ent-
wicklung über Jahre, die dazu
geführt hat, dass es diesen
Konflikt zwischen Landwirt-
schaft und Naturschutz über-
haupt gibt. Ich will das aber
auch nicht pauschalisieren.
Es gibt Landwirte, die absolut
umweltverträglich arbeiten,
leider aber auch negative Bei-
spiele, die das Bild der Öffent-
lichkeit prägen.


Wo ist denn besonders Luft
nach oben?


Radtke: Also im Naturschutz
gab es in den letzten Jahren
unterschiedliche Erfolge, bei
denen viele Tierarten wieder
hier heimisch geworden sind
– beispielsweise der Seeadler.
Wir vermissen, dass die Land-
wirtschaft auf ihrer gesamten
Fläche naturverträglicher ar-
beitet. Stichwort Glyphosat:
Ich bin kein Chemiker, aber
es kann mir keiner erzählen,
dass sich alles in Wohlgefal-
len auflöst, wenn ich eine Flä-
che totspritze. Das hat am
Ende irgendwo Konsequen-
zen. Für Landwirte ist das be-
quem zum Arbeiten, man
spritzt das tot, wartet 14 Tage
und sät das neu an. Das ist
nur ein Beispiel, wo man ins-
gesamt naturverträglicher ar-
beiten könnte.


Geht das zu weit, Herr Eh-
lers?


Jörn Ehlers: Letztendlich ist es
so, dass viele vom Natur-
schutz geforderte Dinge uns
als Grundeigentümer betref-
fen und als diejenigen, die ih-
ren Lebensunterhalt damit
bestreiten. Wir haben in der
Landwirtschaft aktuell in vie-
len Bereichen eine sehr ange-
spannte Preissituation. Und
bei den Ausgaben gehören
auch Tier- und Umwelt-
schutzmaßnahmen dazu, die
die Kostenschraube wieder
nach oben drehen. Ich glau-
be, die Landwirte sind in vie-
len Bereichen bereit, auch
Neues auszuprobieren. Aber
es muss auch von irgendwem
bezahlt werden, und im Mo-
ment ist die Luft bei uns
ziemlich dünn geworden, da
aus eigener Tasche noch et-
was draufzulegen.


Welche Rolle spielt Natur-
schutz denn in der Landwirt-
schaft?


Ehlers: Natur hat immer eine
riesige Rolle für uns Landwir-
te gespielt, weil wir auch tag-


täglich mit ihr zu tun haben.
Wir sind mit dem Wetter
konfrontiert, mit Wildtieren,
und wir arbeiten nicht ir-
gendwo im Gewächshaus,
sondern in der freien Um-
welt. Wir müssen damit klar-
kommen, aber letztendlich
spürt die Natur unsere Wirt-
schaftsweise.


Wo liegen denn aus Ihrer je-
weiligen Sicht die Hauptpro-
blemfelder?


Radtke: Das Hauptproblem
sehe ich darin, dass die Land-
wirte heute nur auf Intensi-
vierung setzen. So entsteht
auch der Konflikt zum Natur-
schutz. Ich bin auf einem
Bauernhof aufgewachsen
und kenne noch die gute alte
Landwirtschaft, in der noch
weitgehend im Einklang mit
der Natur gearbeitet wurde.
Aber heute geht es darum,
möglichst billig möglichst
große Mengen zu produzie-
ren. Und das zwingt die Land-
wirte dazu, intensiv zu wirt-
schaften und aus jedem Qua-
dratmeter möglichst viel
rauszuholen – kann ich aber
auch verstehen. Wenn die Ge-
sellschaft eine andere Land-
wirtschaft will, muss sie das
bezahlen. Vieles ist aus dem
Ruder gelaufen, die Arten-


vielfalt ist durch die intensive
Landwirtschaft dramatisch
zurückgegangen. Die Ver-
braucher müssen bereit sein,
mehr für Lebensmittel zu be-
zahlen. Da muss ein Wechsel
her, und der kann nur ge-
meinsam geschafft werden.
Ehlers: Vieles kommt schon
bei den Äußerungen von
Herrn Radtke zutage. Bei ihm
– und auch bei großen Teilen
der Bevölkerung – sehen wir,
dass die Vergangenheit glori-
fiziert wird. Vieles von früher
wird als toll und schön emp-
funden, aber es ist nicht so,
dass für Tiere, Umwelt, Nutz-
tiere und Landwirt damals al-
les gut war.


Radtke: Das stimmt. Bei uns
auf dem Hof waren 20 Milch-
kühe, damit kann man heut-
zutage nicht mehr richtig
wirtschaften. Und wenn ich
heute einen großen moder-
nen Stall sehe, geht es den
Tieren wahrscheinlich besser
als früher in den dunklen. An


dieser Stelle bedeutet Masse
nicht immer etwas Negatives.
Ehlers: Einen Fehler haben
wir als Landwirte auf jeden
Fall gemacht: Wir haben
nicht ehrlich genug kommu-
niziert, wie wir wirtschaften.
Beispielsweise haben wir
eine Kuh im Stall und auf der
Milchpackung steht sie dann
auf der Weide. Auf der ande-
ren Seite wünsche ich mir
aber auch vom Verbraucher
mehr Ehrlichkeit: Ich höre
immer wieder von der Nach-
frage nach naturverträgliche-
ren Produkten, aber haben
wir einen Mangel daran? Es
gibt genügend Auswahl, und
es kaufen auch nicht alle Grü-
nen-Wähler oder BUND-Mit-
glieder so ein, wie sie nach ih-
rer Wahl oder Mitgliedschaft
sollten.


Wo prallen Naturschutz und
Landwirtschaft denn am här-
testen aufeinander?


Radtke: Wir haben seit Jahr-
zehnten einen Rückgang in
der Artenvielfalt, und die
Landwirtschaft ist laut Unter-
suchungen der Verursacher
Nummer eins. Das hängt mit
der intensiven Bewirtschaf-
tung zusammen.
Ehlers: Die Artenvielfalt ist
ein Punkt, wo wir uns mit be-


schäftigen müssen. Dann
stellt uns zudem das Gree-
ning mehr und mehr vor He-
rausforderungen. Für die
Landwirtschaft wäre es aber
fair und motivierend, wenn
man anerkennen würde, wo
wir uns weiterentwickeln.
Viele Kollegen haben im Mo-
ment das Gefühl, dass immer
draufgehauen und nicht
anerkannt wird, wo wir auch
wirklich Erfolge erziehlen.
Die neuen Techniken, die wir
einsetzen, dienen ja nicht
nur der Leistungssteigerung,
sondern zum Teil auch dem
Umweltschutz.


Warum ist es denn so schwer,
naturverträgliche Landwirt-
schaft zu betreiben, Herr Eh-
lers?


Ehlers: Man erwartet oftmals
zu viel, glaube ich. Der Ver-
braucher möchte am liebsten
überhaupt keine Belastungen
in den Produkten haben.
Aber das ist nicht möglich. Es
wird auch immer ganz
schnell Panik gemacht und
alles als ganz schlimm emp-
funden, wenn Glyphosat in
der Muttermilch oder im Bier
ist. Aber wenn man wissen-
schaftlich denkt, dann wer-
den wir in diesen Bereichen
keine Null bekommen. Die
Schadstoffe kommen ja nicht
nur aus der Landwirtschaft.
Beim Autofahren beispiels-
weise gibt man durch den
Reifenabrieb ebenfalls Plas-
tikteilchen in die Umwelt ab.


Wer trägt Ihrer Meinung
nach die Verantwortung für
eine naturverträgliche Land-
wirtschaft?


Ehlers: Wirtschaften tut jeder
Landwirt auf seiner Fläche,
und diese Verantwortung
kann er nicht jemand ande-
ren in die Schuhe schieben.
Die Landwirte haben sich an
Gesetze zu halten, und wir
als Verband sprechen das
auch an, wenn mal etwas
schief läuft. Und das würde
ich mir von den Naturschutz-
verbänden – insbesondere
hier in Rotenburg – noch
mehr wünschen. Dass wir
Hinweise direkt bekommen,
wenn etwas schief geht, da-
mit wir direkt reagieren kön-
nen und das nicht erst in der
Zeitung lesen müssen. Wenn
man wirklich Probleme lösen
will, muss man das auf dem
direkten Weg machen.
Radtke: Ich werde in diesem
Jahr als Landschaftswart zu-
sammen mit der Stadt Roten-
burg und den Vertrauensleu-
ten hier vor Ort einen Run-
den Tisch einberufen, wo wir
diese Probleme besprechen.
Das führt eher zu Ergebnis-
sen, als wenn man das über
die Presse regelt.


Welche Rolle spielt die Kreis-
politik in der Debatte?


Radtke: Das Thema hat in den
Parteien unterschiedliche Ge-
wichtungen. Die CDU vertritt
mehr die Landwirtschaft, an-
dere gehen tendenziell Rich-
tung Naturschutz. Umwelt-
schützer fordern manchmal
übertriebene Dinge, die dann
zurecht zurückgewiesen wer-
den. Landwirte wollen dann
mal Grünland bewirtschaf-
ten, was dann auch abgelehnt
wird. Das ist ein Geben und
Nehmen, und da kann man
nicht sagen, dass eine Seite
bevorteilt wird.
Ehlers: Für uns als Verband ist
es wichtig, mit allen Parteien
das Gespräch zu suchen. Eine
klassische Bauernpartei nützt
uns wenig. Viele Landwirte
haben aber schon den Ein-
druck, dass der Stellenwert
des Naturschutzes mittler-
weile unverhältnismäßig


hoch und anderes keine Rolle
mehr zu spielen scheint,
wenn es um Natur geht.


In welchen Bereichen funk-
tioniert das Zusammenspiel
von Landwirtschaft und Na-
turschutz bereits sehr gut?


Radtke: Ich weiß, Wiesenvo-
gelschutz im Nordkreis wird
gemeinsam von Landwirten
und Umweltverbänden ge-
macht. Im Gnarrenburger
Moor planen wir ein Pro-
gramm, und wir als BUND
wollen, dass dort Landwirte
ihr Grünland weiter betrei-
ben und bewirtschaften kön-
ne. Wir wollen, dass diese Be-
triebe am Markt bleiben. An-
sonsten tauschen wir uns
aus, wenn es Probleme gibt.
Wir sind ja keine Feinde.
Ehlers: Wir haben vor einigen
Jahren die Initiative „Bunte
Felder“ ins Leben gerufen, wo
Grünflächen an Maisäckern
angelegt werden. Im Bereich
Verden gibt es eine Koopera-
tion von der Landwirtschafts-
kammer und Imkern, wo wir
Blühflächen errichten, die
für die Bienen gut sind. Mei-
ne Erfahrung ist aber, dass
uns der Wind in Rotenburg
schärfer entgegen weht.


Warum funktionieren diese
Projekte nicht überall?


Ehlers: Wie gesagt, das hängt
sehr oft von den beteiligten
Menschen ab. In Verden hat
zum Beispiel ein Imker die
Initiative ergriffen, weil er
meinte, dass es so wie vorher
nicht mehr weitergehen
kann. Da hat man sich ein-
fach mal einen Abend zusam-
mengesetzt und eine Lösung
erarbeitet. Aber es muss dann
auch eine Win-Win-Situation
für beide Seiten sein. Es gibt
viele positive Projekte, die
man aber auch mal anerken-
nen muss. So kann man die
Landwirte auch motivieren,
weiterzumachen.
Radtke: Dass manche Natur-
schützer auch mal sehr deut-
lich ihre Position vertreten,
liegt einfach daran, dass in
der Vergangenheit auch eini-
ges schief gelaufen ist. Da
kommt man gar nicht daran
vorbei, dass man manche
Dinge überspitzt und sehr
deutlich formuliert – in der
Hoffnung, dass man sich ir-
gendwo in der Mitte trifft. Je-
der Landwirt, das ist kein Vor-
wurf, macht das, womit er
am meisten Geld verdient. Da
muss einfach die Gesellschaft
handeln und die Rahmenbe-
dingungen verändern. Die
Landwirte sollen auf der ei-
nen Seite ihr Einkommen ha-
ben, die Natur aber nicht un-
ter die Räder kommen.


Ist flächendeckende natur-
verträgliche Landwirtschaft
eine Utopie?


Ehlers: Ich denke, die Land-
wirtschaft hier in Deutsch-
land ist schon sehr gut, da ar-
beiten wir auf hohem Niveau.
Dass wir uns aber weiterent-
wickeln müssen, steht außer
Frage. Ich würde mich aber
auch damit schwer tun, wenn
wir sagen, dass wir jetzt 100
Prozent ökologische Land-
wirtschaft machen. Dafür ist
der Markt groß genug.
Radtke: Man kann nicht 100
Prozent intensive Landwirt-
schaft betreiben ohne Rück-
sicht auf Naturschutz. Man
kann auch nicht 100 Prozent
Naturschutz machen, ohne
Rücksicht auf landwirtschaft-
liche Interessen und die Er-
nährungssituation der Bevöl-
kerung zu berücksichtigen.
Man muss also immer einen
Weg finden, auf dem beide
Seiten miteinander auskom-
men.


BUND-Chef Manfred Radtke: „Das Hauptproblem ist die Intensivierung.“ � Fotos: Menker


Landvolk-Vorsitzender Jörn Ehlers: „Erfolge der Landwirtschaft müssen auch anerkannt werden.“


Manfred Radtke
und Jörn Ehlers


Interview am
Wochenende
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http://rotenburg.bund.net/fileadmin/bundgruppen/bcmskgrotenburg/Allgemeines/mitgliedsantrag.pdf



BUND Kreisgruppe Rotenburg


Manfred Radtke


Am Kamp 31


27356 Rotenburg


BUND-Mitgliedschaft


Ich / Wir möchte/n Mitglied/er beim Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) zu 
folgendem Jahresbeitrag (die Mitgliedschaft im Landesverband ist im Jahresbeitrag enthalten) werden:


Einzelmitglied; mindestens 50 Euro Reduzierter Beitrag für Erwerbslose, 
Kleinrentner, Alleinerziehende; mindestens


16 Euro


Familien (inklusive Kinder bis 27 
Jahren); mindestens


65 Euro Firmenmitgliedschaft; mindestens 130 Euro


Schüler, Azubis, Studenten; 
mindestens


16 Euro Mitgliedschaft auf Lebenszeit (einmalig); 
mindestens


1.500 Euro


Wir möchten die bisherige Einzelmitgliedschaft in eine Familienmitgliedschaft umwandeln.


Wir haben bereits eine Familienmitgliedschaft und melden hiermit unseren Nachwuchs an.


Abweichend von oben wähle ich / wählen wir folgenden Beitrag: Euro


Name Vorname Geburtsdatum


Straße, Hausnummer


PLZ, Wohnort Telefon


E-Mail


Bei Familienmitgliedschaft: Name der Partnerin/des Partners geboren am


Name des Kindes/der Kinder (ggf. auf beigelegtem Blatt) geboren am


Ich bin damit einverstanden, dass der Mitgliedsbeitrag von meinem Konto abgebucht wird:


Konto-Nr. BLZ Geldinstitut, Ort


Diese Ermächtigung erlischt durch Widerruf oder mit meinem Austritt aus dem BUND.


Datum Unterschrift


Hinweis: Die Daten werden elektronisch erfasst und bearbeitet. Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes werden eingehalten. 
Mitgliedsdaten werden nicht an Dritte weitergegeben.


Bitte unterschrieben einsenden an: 
BUND KG Rotenburg,


Manfred Radtke, Am Kamp 31, 27356 Rotenburg


Tel.: 04261/69 67


bund.rotenburg@bund.netE-Mail:





		BUND-Mitgliedschaft
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http://www.bund-niedersachsen.de/projekte_einrichtungen/projekte/wildbienen_wettbewerbe/
http://www.umweltruf.de//2016_Programm/news/111/news3.php3?nummer=4051
http://rotenburg.bund.net/presse/newsletter_kg_rotenburg/

	Gefährliches Nervengift im Honig

